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S prechchöre, transparente und 
Hunderte tennisbälle auf dem 
Rasen – die Fanproteste der 
letzten Wochen sorgten nicht 

nur für mediale aufmerksamkeit, son-
dern auch für das gewünschte ergebnis: 
Die Deutsche Fußball liga (DFl) hat 
die Verhandlungen mit einem Finanzin-
vestor, der rund eine Milliarde euro zah-
len und dafür einen teil der künftigen 
tV-erlöse erhalten sollte, im Februar 
gestoppt. 

Viele Beobachter werten die kehrt-
wende als erfolg der traditionalisten und 
damit zugleich als stärkung der soge-
nannten 50+1-Regel. Diese DFl-Vor-
schrift begrenzt den einfluss von investo-
ren im deutschen Profi-Fußball und be-
sagt im kern, dass Vereine die Mehrheit 
an ihren Profi-abteilungen halten müs-
sen. Das soll den einfluss von Vereins-
mitgliedern und Fans absichern. Doch 
der erfolg könnte sich als Pyrrhussieg 
entpuppen: aktuelle Urteile des europäi-
schen Gerichtshofs (euGH) zwingen das 
Bundeskartellamt zu einer neubewer-
tung der 50+1-Regel und können enorme 
sprengkraft haben. 

Dabei schien im Juli 2023 bereits alles 
geklärt. Das Bundeskartellamt kündigte 
an, die 50+1-Regel unter bestimmten 
Voraussetzungen abzusegnen. Die liga-
teilnahme auf vereinsgeprägte klubs zu 
begrenzen, sei zwar eine Wettbewerbs-
beschränkung. Diese lasse sich aber 
durch „sportpolitische Ziele“ wie die 
Wahrung von Vereinsprägung und 
sportlicher ausgewogenheit rechtferti-
gen, hieß es. Zudem habe die DFl recht-
lichen Bedenken Rechnung getragen 
und zugesagt, keine ausnahmen von der 

50+1-Regel mehr zu gewähren (wie 
einst für die „Werksklubs“ Bayer lever-
kusen und den Vfl Wolfsburg) und die 
bestehenden einzuschränken. 

Doch bevor die deutschen kartell-
wächter das Verfahren formal abschlie-
ßen konnten, meldete sich der euGH zu 
Wort. kurz vor Weihnachten verkünde-
ten die Richter Urteile in den Rechtssa-
chen „european super league“, „inter-
national skating Union“ und „Royal 
antwerp“, die weitreichende sport- und 
wettbewerbsrechtliche Folgen haben 
dürften. Denn der euGH etabliert darin 
strengere anforderungen an Verbands-
regeln, die die wirtschaftlichen Grund-
freiheiten beschränken – vor allem, 
wenn interessenkonflikte bestehen. 

Das trifft auf „50+1“ zweifellos zu: 
Die Vorgaben beschränken die Rechte 
von Vereinen und investoren, insbeson-
dere die Freiheit des kapitalverkehrs. 
Zudem bestehen konkurrierende inte-
ressen zwischen den klubs, die den sta-
tus Quo unterstützen und denjenigen, 
für die ein stärkeres engagement von 

investoren wirtschaftlich und sportlich 
interessant ist. 

infolge der euGH-Urteile kündigte das 
Bundeskartellamt anfang Februar an, 
„mögliche auswirkungen“ auf die recht-
liche Bewertung der 50+1-Regel zu über-
prüfen. Bei dieser neubewertung wird 
auch die geheime abstimmung der DFl 
im Dezember eine Rolle spielen. laut 
Medienberichten kündigte die Behörde 
in einem Brief an die DFl an, „sich mit 
den jüngsten entwicklungen hinsichtlich 
der anwendung der 50+1-Regel durch die 
DFl vertraut zu machen“. 

Damals sprachen sich die klubs der 
ersten und zweiten liga knapp für den 
einstieg von investoren aus. allerdings 
bestehen Zweifel, ob sich Hannover-96-
Geschäftsführer Martin kind an die Wei-
sung seines Vereins gehalten und gegen 
das Vorhaben gestimmt hat. Hätte er 
eigenmächtig abgestimmt, läge ein Ver-
stoß gegen „50+1“ vor. Das hätte rechtli-
che Relevanz, weil die DFl damit letzt-
lich ihr eigenes Regelwerk nicht konse-
quent umsetzt. 

Die Regel dürfte damit mehr denn je 
auf tönernen Füßen stehen – zumal es 
weitere rechtliche angriffspunkte gibt. 
so scheint fraglich, ob weitgehend ab -
strakte Rechtfertigungsgründe wie die 
Wahrung von Vereinsprägung und sport-
licher ausgewogenheit klar genug defi-
niert sind und die 50+1-Regel geeignet 
und verhältnismäßig ist, um diese Ziele 
zu erreichen. Das gilt insbesondere mit 
Blick auf die tatsache, dass die Domi-
nanz einiger weniger spitzenklubs in der 
Bundesliga deutlich stärker ausgeprägt 
ist als etwa in der für investoren offenen 
englischen Premier league. 

Für das ergebnis der neubewertung 
des Bundeskartellamts sind verschie-
denste szenarien denkbar. Die Wettbe-
werbshüter könnten „50+1“ als kartell-
rechtswidrig untersagen, den kompro-
miss vom Juli 2023 bestätigen oder die 
Regelung sogar verschärfen, indem sie 
sämtliche ausnahmen verbieten. Das 
könnte im extremfall den lizenzentzug 
für Bayer leverkusen und den Vfl Wolfs-
burg bedeuten. Doch selbst wenn die tra-
ditionalisten erneut einen Zwischener-
folg verbuchen, dürfte das letzte Wort 
keineswegs gesprochen sein. Beigeladene 
Vereine und investoren könnten die ent-
scheidung des kartellamts vor dem Ober-
landesgericht Düsseldorf anfechten. 

Denkbar ist auch, dass ein Verein oder 
investor – unabhängig vom Verfahren 
beim Bundeskartellamt und unter Umge-
hung des ständigen schiedsgerichts von 
DFl und DFB – unmittelbar ein ordentli-
ches Gericht anruft, das die Frage der Zu-
lässigkeit von 50+1 dem euGH vorlegt. 
sollte 50+1 dann fallen, könnte eine sol-
che entscheidung die Bundesliga ähnlich 
tiefgreifend verändern wie einst das Bos-
man-Urteil. in diesem Fall werden alle 
Fanproteste nichts nutzen – denn das 
kartellrecht nimmt keine Rücksicht auf 
die Fankurve. es muss zwar auch dann 
erstmal einen klub geben, der sich gegen 
den Wunsch und Proteste seiner Fans 
einem externen investor öffnet. Dass es 
angesichts des wirtschaftlichen Drucks 
und der Verlockungen von viel Geld zu 
diesem Dammbruch kommen wird, dürf-
te allerdings nur eine Frage der Zeit sein. 

Die Autoren sind Partner der internationalen 
Anwaltskanzlei Latham & Watkins. Sven Völcker 
ist darüber hinaus Schiedsrichter am Court of 
Arbitration for Sport (CAS) in Lausanne. 

Wie das  Kartellrecht Fußballfans enttäuscht 
im Profifußball haben 
sich  Fans im streit um 
finanzstarke investoren 
vorerst durchgesetzt. 
Doch das könnte zum 
Pyrrhussieg werden.  
Von Ingo Strauss und 
Sven Völcker

D er ablauf war synchronisiert. 
Zunächst warnte die europäi-
sche Umweltagentur am Mon-
tag in ihrer ersten „europäi-

schen klimarisikobewertung“ vor den 
drastischen Folgen des klimawandels für 
die eU. tags darauf legte die europäische 
kommission ihre nicht minder klare 
„antwort“ vor. Bis zu 7 Prozent geringer 
werde das Bruttoinlandsprodukt „konser-
vativ geschätzt“ ende des Jahrhunderts 
ausfallen, wenn die eU sich nicht schnell 
auf die unvermeidbaren Folgen des kli-
mawandels vorbereite, heißt es in dem 
von der kommission vorgelegten strate-
giepapier. Der Fokus liegt dabei auf dem 
schutz natürlicher Ökosysteme, der Was-
ser- und nahrungsmittelversorgung wie 
dem schutz von Gesundheit, infrastruk-
tur und energieversorgung.

Die europäische Umweltagentur, auf 
deren Risikoanalyse das strategiepapier 
fußt, hatte vor einer Verschlimmerung 
von extremer Hitze, Dürre, überschwem-
mungen und Waldbränden gewarnt. ins-
gesamt hat die agentur 36 klimarisiken 
analysiert. Bis 2100 könnten die klimari-
siken „ohne sofortige, entschlossene 
Maßnahmen katastrophale ausmaße an-
nehmen“, betonte die Chefin der agen-
tur, leena Ylä-Mononen. Die klimarisi-
ken müssten sowohl durch rasche emis-
sionssenkungen als auch entschlossene 
anpassungsstrategien verringert werden. 

europa hat sich nach der analyse ver-
glichen mit dem vorindustriellen Zeit-
alter beinahe doppelt so stark erwärmt 
wie die erde im Durchschnitt, mit stei-
gendem tempo. Daran, dass europa sich 
doppelt so stark erwärmt wie die Welt 
insgesamt, wird sich nach einschätzung 
der agentur auch nichts ändern. am 
stärksten hat das bisher  südeuropa und 
die mittel- und osteuropäischen Mitglied-
staaten getroffen und wird es weiterhin 
treffen. im schlimmsten Fall, wenn es 
nicht gelinge, die globalen emissionen  zu 
senken, könnten die temperaturen in 

europa bis zum ende dieses Jahrhun-
derts 8,5 Grad höher liegen als vor der in-
dustrialisierung. im besten Fall, einer 
starken Reduzierung der globalen emis-
sionen, wären es immer noch 2,6 Grad. 

Die Folgen fallen je nach Region 
höchst unterschiedlich aus: Während im 
süden der eU insbesondere das Risiko 
von – im schlimmsten Fall jährlichen – 
Dürren und Hitzewellen mit potentiell 
Zehntausenden an todesfällen und der 
Zunahme von tropenkrankheiten steigt, 
werden die küsten durch überflutungen 
bedroht. allein die durch überflutungen 
an den küsten entstandenen Verluste 
könnten gegen ende des Jahrhunderts 1 
Billion euro im Jahr betragen. Zum Ver-
gleich: Zwischen 1980 und 2022 beliefen 
sich die durch Wetter- und klimaextreme 
verursachten Verluste auf insgesamt 650 
Milliarden euro, davon wiederum jeweils 
mehr als 50 Milliarden 2021 und 2022. 

in südeuropa entstehen durch Hitze 
und Dürren auch erhebliche Risiken für 
die energieversorgung. Das für die küh-
lung von kraftwerken verfügbare Wasser 
werde schon bis Mitte des Jahrhunderts 
um mehr als 15 Prozent sinken. Das wer-
de die eU-staaten in südeuropa zwingen, 
kernkraftwerke herunterzufahren. 

Die Risiken, die durch Hitze und Dürre 
für die nahrungsmittelversorgung entste-
hen, sind nach der analyse in südeuropa 
schon heute auf kritisch hohem niveau. 
auch die länder Mitteleuropas seien ge-
fährdet. andauernde Dürren stellten eine 
erhebliche Bedrohung für die erträge so 
wie auch die trinkwasserversorgung dar.  
auch das Wirtschafts- und Finanzsystem 
sei betroffen. Unwetter bedrohten Ver-
mögenswerte, verringerten die Produkti-
vität, belasteten die öffentlichen Haus-
halte und verringerten insgesamt das 
Wachstumspotential. 

Die europäische Umweltagentur hat 
eine Reihe konkreter empfehlungen aus-
gesprochen. so wirbt sie für eine teilwei-
se ernährungsumstellung von tierischen 

Die eU muss  sich rasch auf die Folgen des 
klimawandels einrichten, sonst droht eine 
katastrophe, warnt Brüssel. 
Von Hendrik Kafsack, Brüssel

Zeit für 
Klimaplan B

eiweißen hin zu nachhaltig angebauten 
pflanzlichen eiweißen. Das würde den 
Wasserverbrauch in der landwirtschaft 
und zudem die abhängigkeit von impor-
tierten Futtermitteln verringern, schreibt 
sie. Die infrastruktur müsse generalüber-
holt werden. Wohnhäuser, Fabriken, 
kraftwerke, Häfen, straßen, Brücken, 
stromnetze müssten gleichermaßen bes-
ser auf Hitze, Brände und Fluten vorbe-
reitet werden. Der Versicherungsschutz 
für Bauwerke in küstenregionen müsse 
angepasst werden. Zudem fordert die 
agentur Gesetze zum schutz von arbeit-
nehmenden im Freien. 

Die europäische kommission bleibt in 
ihrem strategiepapier hingegen weitge-
hend unkonkret. sie greift die Vorschläge 
der agentur zwar auf und erwähnt etwa 
mögliche „schritte zum schutz von 
arbeitnehmern, die in hoher Hitze tätig 
sind“. sie spricht sich auch für eine zu-
kunftssichere nahrungsmittelversorgung 
mit angemessenen Hilfen für die Umstel-

lung der landwirtschaft aus. aber wie 
das genau aussehen soll, überlässt sie der 
nächsten europäischen kommission, die 
ende dieses Jahres wohl wieder unter der 
Präsidentin Ursula von der leyen (CDU) 
antritt. ein Grund für die Zurückhaltung 
dürfte auch sein, dass Vorschläge der 
kommission zur Biodiversität und nach-
haltiger landwirtschaft auf starken Wi-
derstand gestoßen sind.

Unmittelbar will die kommission die 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
verstärken, um das Verständnis der Fol-
gen des klimawandels zu verstärken. sie 
will dazu den Zugang zu Daten und Risi-
komodellen verbessern. Das soll den Be-
troffenen investitionen in die klimaresi-
lienz ermöglichen. Die eU-strukturpro-
gramme und andere eU-Programme 
sollen die Vorbereitung auf den klima-
wandel stärker berücksichtigen. Zudem 
fordert die kommission die Mitgliedstaa-
ten auf, das auch bei der Vergabe öffentli-
cher aufträge zu tun.

Hochwasser voraus: Hier ist sonst ein Campingplatz in Kelbra beheimatet. Foto dpa

gel. BeRlin. siedlungs- und Ver-
kehrsflächen in Deutschland sind täg-
lich um 52 Hektar gewachsen. Diesen
Durchschnittswert für 2019 bis 2022
gab das statistische Bundesamt am
Dienstag bekannt. Die größten treiber 
sind mit 37 Hektar täglich Wohnbau,
industrie und Gewerbe. Dagegen nahm
die Verkehrsfläche um knapp einen  
Hektar am tag ab, vor allem in Hessen,
Brandenburg und Berlin. Dies geschah 
durch den Rückbau von Verkehrsinfra-
struktur, etwa indem Feldwege in Vege-
tationsflächen umgewandelt wurden. 
Die inanspruchnahme neuer Flächen 
für den Verkehr sei ohnehin sehr gering 
gewesen, teilte das statistikamt mit.

insgesamt setzte sich der trend zu
geringerer inanspruchnahme von Flä-
chen für siedlung und Verkehr fort. Von 
2018 bis 2021 kamen jeden tag noch
durchschnittlich 55 Hektar neue sied-
lungs- und Verkehrsflächen hinzu.

nicht alle dieser Flächen sind versie-
gelt, denn dazu zählen auch Gärten,
spielplätze, Campingplätze und Fried-
höfe. Der Zuwachs bei den sport- und 
erholungs- sowie Friedhofsflächen lag 
2022 bei täglich 12 Hektar und ist  damit 
seit 2018 nahezu konstant.

in Deutschland werden 5,2 Millio-
nen Hektar (14,5 Prozent) der Gesamt-
fläche für siedlung und Verkehr ge-
nutzt. Davon entfallen 3,4 Millionen 
Hektar (9,5 Prozent) auf die siedlungs-
fläche und 1,8 Millionen Hektar 
(5,1 Prozent) auf die Verkehrsflächen. 
Bis 2030 will die ampelregierung den 
täglichen anstieg des Flächenver-
brauchs für siedlung und Verkehr auf 
weniger als 30 Hektar begrenzen. 
Deutschland hat insgesamt eine  Fläche 
von 35,8 Millionen Hektar. Den weit-
aus größten anteil haben  mit knapp 30 
Millionen Hektar (83,2 Prozent) Vege-
tationsflächen.

Verlangsamter Flächenverbrauch
52 Hektar täglich für siedlung und Verkehr

hmk. BRüssel. Die umstrittene 
Zwangssanierung alter Wohngebäude 
ist auf eU-ebene endgültig vom tisch.  
Das hat das europäische Parlament am 
Dienstag in straßburg  beschlossen und 
damit einen im Dezember mit den Mit-
gliedstaaten erzielten kompromiss be-
stätigt. Die Besitzer von altbauten mit 
schlechten energiestandards müssen 
diese damit nicht mehr wie von der 
europäischen kommission vorgeschla-
gen innerhalb weniger Jahre auf das 
niveau der energieklasse D bringen. 
stattdessen werden die staaten in die 
Pflicht genommen. sie müssen den 
energieverbrauch des Bestands an 
Wohnhäusern bis 2030 um 16 Prozent 
und bis 2035 um 20 bis 22 Prozent, ver-
glichen mit 2020, senken. 55 Prozent 
der einsparungen sollen sie bei den 
Gebäuden mit den schlechtesten ener-
giestandards erreichen.

tatsächlich ist die Frage, was der Be-
schluss für eigentümer und Mieter be-
deutet, nur vertagt. es steht den staa-
ten frei, sanierungspflichten auf ihrem 
Gebiet einzuführen. Der sanierungs-
druck bleibt über die nationalen ein-
sparziele erhalten. 

Der europaabgeordnete der Grünen 
Michael Bloss sprach nach dem Votum 
von einem „grünen erfolg, den wir 
gegen die angstkampagne von CDU 

und rechts außen erkämpft haben“. „es 
ist ein großer erfolg, dass wir Zwangs-
sanierungen verhindern konnten“, sag-
te hingegen die CsU-abgeordnete an-
gelika niebler. Dennoch sei die Richtli-
nie zu detailverliebt. Vorgaben für die 
Zahl von Fahrradstellplätzen und zur 
Vorverkabelung für ladesäulen seien 
auf eU-ebene unnötig. Die Richtlinie 
sei grundsätzlich unnötig, nachdem die 
eU den emissionshandel auf Gebäude 
ausgeweitet habe.

Das eU-Gesetz schreibt auch den 
ausstieg aus Heizungen mit fossilen 
Brennstoffen vor. Die staaten sollen in 
den nationalen Gebäuderenovierungs-
plänen einen Fahrplan für den ausstieg 
bis 2040 aufnehmen. subventionen für 
klimafreundliche Heizungen soll es nur 
bis 2025 geben. Für nichtwohngebäude 
wie Büros schreibt die Richtlinie ein-
sparziele von 16 Prozent bis 2030 und 
26 Prozent bis 2033 vor.

alle neubauten müssen von 2030 an 
nullemissionshäuser sein. neubauten, 
öffentliche Gebäude und nichtwohn-
gebäude, die genehmigungspflichtig 
renoviert werden, müssen, so möglich, 
mit solarenergieanlagen ausgestattet 
werden. Der Gebäudesektor ist für 40 
Prozent des energieverbrauchs der eU 
und 36 Prozent der CO2-emissionen 
verantwortlich. 

Europaparlament verabschiedet 
Sanierungsziele für Gebäude
Zwangssanierung für altbauten vom tisch
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